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Wenn eine Frau ihrem Mann eine einfache, geschlossene Frage stellt, muss  
sie mit der Antwort auf eine offene Frage rechnen. Dieser Satz ist zwar inhaltlich richtig,  

aber schwierig direkt zu verstehen. Ein Beispiel macht es deutlicher: Wenn die Frau ihren  
Mann fragt, ob er den Lottoschein abgegeben hat, ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie  

ein schlichtes „Ja“ oder „Nein“ als Antwort bekommt, äußerst unwahrscheinlich. 

In der Regel wird er einen Vortrag dar­
über halten, dass er als pflichtbewuss­
ter, fleißiger und doppelt belasteter  
Ehemann natürlich wie jede Woche 
neben den Haushalt zu erledigen und 
den Fahrdienst für die Kinder zu über­
nehmen, diesen Vorgang zu ihrer volls­
ten Zufriedenheit durchgeführt hat und 
dass es über flüssig ist, ihn durch eine 
solche Frage überprüfen zu wollen, er 
würde schließlich schon genug arbei­
ten  … 

Im Falle, dass er den Lottoschein (noch) 
nicht abgegeben hat, wird der Vortrag 
deutlich länger sein und vermutlich 
noch Angriffe und Sticheleien enthalten. 
Dieses Beispiel ist rein fiktiv. Mancher 
mag vermuten, dass der Autor hier die 
Rollen vertauscht hat, um z.B. keinem 
Klischee zu folgen oder um einen Dis­
kriminierungsvorwurf im Keime zu er­
sticken. Vermutungen sind in einem 
Lastenheft ebenso unerwünscht, wie 
die Annahme, dass „Selbstverständ­
lichkeiten“ nicht beschrieben werden 
müssen. Wenn Eheleute nicht wissen, 
was der Partner erwartet und aneinan­
der vorbeireden, kann man dann erwar­
ten, dass sich Lieferanten und Kunden 
„blind“ verstehen?

Unter dem Stichwort „Lastenheft“ mel­
det Google „ungefähr 24 000 Ergeb­
nisse in 0,4 Sekunden“. Wenn man die 
dort veröffentlichten Definitionen liest, 
stellt man fest, dass das Wort Lasten­
heft in vielen (sehr unterschiedlichen) 
Bereichen benutzt wird und die allge­
meingültige Erläuterung deshalb dem 
Unwissenden nicht wirklich hilft. 

Was ist ein Lastenheft?

So wie ein Algorithmus beim Straßen­
navigationsgerät etwas Genaues, Spe­
zielles ausdrückt und eine allgemein­
gültige Definition des Wortes „Algo­
rithmus“, die auch den „Algorithmus 
des pflegerischen Schmerzmanage­
ments“ beinhaltet, entsprechend un­
verständlicher ist, gilt dies auch für den 
Begriff Lastenheft. Deshalb soll hier das 
Lastenheft primär als Anfrage zur Ange­
botsabgabe betrachtet werden. Wobei 
diese Anfrage die Grundlage für alle 
weiteren Dokumente, Verhandlungen 
und Vereinbarungen darstellt. Das heißt, 
das Angebot (Pflichtenheft) eines Lie­
feranten muss die Antwort auf die An­
frage (Lastenheft) sein. Bei (Auftrags­)­ 
Verhandlungen muss der Lieferant er­
läutern können, wie er mit den in sei­
nem Angebot beschriebenen Bauteilen 
und Leistungen die Funktionen, die im 

Lastenheft festgelegt sind, erfüllen wird. 
Wenn er dies nicht zufriedenstellend (in 
der Theorie) darlegen kann, macht es 
keinen Sinn weitere Verhandlungen zu 
führen und zu hoffen, dass die „Praxis“ 
die „Theorie“ widerlegen wird. Natürlich 
sind heute Dinge möglich, die gestern 
noch unmöglich erschienen, aber Dinge, 
 die gestern unmöglich waren, werden 
auch morgen noch unmöglich sein.

Ein gutes Lastenheft beschreibt primär 
Funktionen, Rahmenbedingungen und 
(verfahrenstechnische) Ergebnisse. Da 
es aber nicht zum Rätselraten beim Lie­
feranten führen soll, dürfen Maschinen 
natürlich beim Namen genannt werden 
und auch Hersteller oder Spezifikatio­
nen von Bauteilen sind zulässig, wenn 
dies vom Kunden zwingend gefordert 
wird. Selbstverständlich muss dies mit 
Bedacht geschehen. Das Lastenheft 
ist immer die Anforderung des Kun­
den, der deshalb die Kontrolle über das 
Lastenheft behalten muss. Wünsche zu 
äußern ist nicht zweckmäßig, da diese 
immer unverbindlich bleiben und fast 
immer vom Lieferanten ignoriert wer­
den. Zusätze wie „nach Möglichkeit“ 
oder „sollte“ verwässern ein Lastenheft 
und dürfen deshalb nicht verwendet 
werden. 

Das richtige Maß finden

Nach jedem Bauvorhaben ist der Bau­
herr schlauer und weiß, was er beim 
nächsten Mal besser machen sollte. Die 
Lernkurve des Ausführenden hingegen 
verläuft meist deutlich flacher. Nur Feh­
ler, für die er sich schuldig fühlt, führen 
hier zu einem Erkenntnisgewinn. Die 
Aussage: „Woher soll ich denn wissen, 
was der Auftraggeber will?“ ist hierfür 
typisch. 

Häufig unterstellt der Auftragnehmer 
dem Kunden, dass dieser eine mög­
lichst billige Lösung anstrebt, da er auch 

Brauchen wir das wirklich?
Funktion und Grenzen eines Pflichtenheftes  

bei Ausschreibungen für Anlagen und Maschinen

Korrosion an der Längsnaht eines geschliffenen Getränkeleitungsrohrs

Magnetisierbare Längsnaht eines Rohres: 
Dies entspricht nicht den allgemein  
anerkannten Regeln der Technik bei  
austenitischem Edelstahl rostfrei. 



Grenzen eines Lastenheftes

Wenn die Einkaufsabteilung für an­
spruchsvolle Dienstleistungen oder 
komplexe Maschinen und Anlagen von 
den Technikern ein Lastenheft einfor­
dert und dieses als Spezifikation für die 
Anfrage und alleinige Grundlage für die 
Bestellung verwendet, zeugt dies von 
einem sorglosen Glauben an die Voll­
ständigkeit eines Lastenheftes. 

Auch ein sehr sorgfältig erstelltes 
Lastenheft ist selten vollständig oder 
fehlerfrei. Deshalb ist das Lastenheft 
ebenso wie das Pflichtenheft (Auftrags­
bestätigung) kein statisches Dokument, 
sondern kann und sollte auch nach Ab­
schluss eines Kaufvertrages in Abspra­
che mit dem Lieferanten korrigiert und 
ggf. ergänzt werden. Wichtig ist hierbei 
jedoch, dass ausschließlich Fehler und 
Unklarheiten berichtigt werden. „Ver­
besserungen“ in der Ausführung führen 
hingegen leicht ins Chaos und sollten 
deshalb beim Bau des nächsten „Hau­
ses“ umgesetzt werden und müssen 
beim begonnenen Projekt nach Ab­
schluss der Detailplanung konsequent 
unterbleiben.

Aus Fehlern lernen?

Wie beim Hausbau versucht der Auf­
traggeber einmal gemachte Fehler beim 
nächsten Auftrag zu vermeiden. So be­
schäftigen sich zum Beispiel Gerichte 
mit den Fragen: Muss die Längsnaht 
eines maschinell längsnahtgeschweiß­
ten Rohres oder muss ein Rohrform­
stück (z. B. Rohrbogen) dieselbe Korro­
sionsbeständigkeit aufweisen wie das 
Rohrblech oder müssen sie nur den An­
gaben in den üblichen Beständigkeits­
listen entsprechen? 

Wenn für ein Rohrleitungssystem aus­
schließlich Bauteile für einen zulässigen 
Betriebsdruck von z. B. 16 bar verwen­
det werden, muss dann die gesamte 
Rohrleitung für diesen Druck geprüft 
werden oder reicht es aus, den maximal 
auftretenden Druck beim bestimmungs­
gemäßen Gebrauch (Nullförderhöhe 
der Pumpen zuzügl. statische Höhe) 
mit Sicherheitszuschlag anzunehmen? 
Gehören Kavitation bis zu einem be­
stimmten Grad oder Rohrschläge zu 
den zu erwartenden Betriebsbedingun­
gen und zum bestimmungsgemäßen 
Gebrauch? Wenn Produkte und Reini­
gungsmittel genannt werden, darf der 
Lieferant dann davon ausgehen, dass 
ausschließlich „reine“ Stoffe verwen­
det werden oder muss er insbesondere 
bei der Reinigung auch von Mischzo­
nen und von Reinigungsmittellösungen 
ausgehen, die z. B. durch Produktreste 
verunreinigt sind. Muss der Lieferant 
von üblichen Temperaturen und Wär­
meausdehnungen ausgehen oder darf 
er konstante Temperaturen annehmen?

nach dem Preis fragt. Ein Kunde hinge­
gen will natürlich nicht mehr bezahlen 
als nötig und sinnvoll ist, aber der Preis 
einer Sache richtet sich nach ihrem 
Wert. Wenn der Kunde keinen Wert­
unterschied feststellen kann, wird er bei 
offensichtlich gleichwertigen Sachen 
die mit dem niedrigeren Preis wählen 
und bei späteren Reklamationen den 
Lieferanten zu Recht dafür tadeln, dass 
er den unterschiedlichen Wert nicht ver­
ständlich genug dargestellt hat.

Da die Erstellung eines Lastenheftes 
aufwendig ist, wird gerne auf interne 
Ausführungsbestimmungen verwiesen, 
die nicht selten eine Stärke von über 
100 Seiten aufweisen. Manche Leser 
erinnern sich daran, als sie mit 16 Jah­
ren ihr erstes Kleinkraftrad versicherten, 
dass sie in den Versicherungsbedin­
gungen auch Sonderbestimmungen zu 
Milchsammelwagen fanden, die schein­
bar nur den Zweck verfolgten, die Be­
dingungen für das Moped weniger le­
senswert und weniger verständlich zu 
machen.

Richter verneinen inzwischen regelmä­
ßig die Frage, ob es einem Auftragneh­
mer zuzumuten ist, ein solch umfang­
reiches Papier durchzuarbeiten und ob 
dem Auftraggeber tatsächlich jede ein­
zelne Bestimmung entsprechend gleich 
wichtig ist. Wenn ein Kunde möchte, 
dass seine Ausführungsbestimmun­
gen beachtet werden und tatsächlich 
(rechts­)verbindlich sind, darf er nur die 
für das konkrete Projekt erforderlichen 
Bestimmungen an den Lieferanten wei­
tergeben und muss diese einzeln mit 
dem Lieferanten besprechen. Sinnvol­
lerweise werden diese nicht als Anlage 
beigelegt, sondern an der richtigen 
Stelle im Lastenheft genannt und der 
Lieferant wird aufgefordert, sie in das 
Pflichtenheft (Angebot) zu übernehmen.

Als Ersatz oder Ergänzung zum Las­
tenheft sind Lieferantenfragebögen 
abzulehnen; denn die, die nicht indivi­
duell für den Empfänger erstellt wurden, 
enthalten in der Regel viel Unsinn und 
überflüssige Fragen und wer einen sinn­
vollen Fragebogen erstellen kann, kennt 
bereits die Antworten. Fragen sollten 
immer zielorientiert und nachvollziehbar 
sein.

Die Längsnaht wirkt optisch fehlerfrei,  
ist aber viel zu breit und der Schweiß­
zusatzwerkstoff ist nicht sachgerecht.
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Technikklauseln in Pflichtenheften
Eine Technikklausel ist ein Verweis in Gesetzen, Vorschriften oder Verträgen, 
die einen Stand an Erkenntnissen von Wissenschaft und Technik widerspie­
geln. Sie definieren sich unter anderem durch technische Normen und wis­
senschaftliche Veröffentlichungen. Es gibt im deutschen Sprachraum drei 
hauptsächliche Stufen:

1. Allgemein anerkannte Regeln der Technik

Die Generalklausel allgemein anerkannte Regeln der Technik wird für Fälle 
mit vergleichsweise geringem Gefährdungspotenzial oder für Fälle verwen­
det, die aufgrund gesicherter Erfahrungen technisch beherrschbar sind. All­
gemein anerkannte Regeln der Technik sind schriftlich fixierte oder mündlich 
überlieferte technische Festlegungen für Verfahren, Einrichtungen und Be­
triebsweisen, die nach herrschender Auffassung der beteiligten Kreise (Fach­
leute, Anwender, Verbraucherinnen und Verbraucher und öffentliche Hand) 
geeignet sind, das vorgegebene Ziel zu erreichen und die sich in der Praxis 
allgemein bewährt haben oder deren Bewährung nach herrschender Auf­
fassung in überschaubarer Zeit bevorsteht. Wenn nichts anderes vereinbart 
wurde, kann ein Kunde erwarten, dass die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik angewendet werden.

Hiervon zu unterscheiden sind die Klauseln, die im Niveau oberhalb von 
 „allgemein anerkannten Regeln der Technik“ angesiedelt sind.

2. Stand der Technik

Das Anforderungsniveau bei der Generalklausel Stand der Technik liegt zwi­
schen dem Anforderungsniveau der Generalklausel „allgemein anerkannte 
Regeln der Technik“ und dem Anforderungsniveau der Generalklausel „Stand 
von Wissenschaft und Technik“. Stand der Technik ist der Entwicklungsstand 
fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen, der nach herr­
schender Auffassung führender Fachleute das Erreichen des vorgegebenen 
Zieles gesichert erscheinen lässt. Verfahren, Einrichtungen und Betriebswei­
sen oder vergleichbare Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen müssen 
sich in der Praxis bewährt haben oder sollten – wenn dies noch nicht der Fall 
ist – möglichst im Betrieb mit Erfolg erprobt worden sein.

Gemäß der üblichen Auffassung beim Kauf von Maschinen und Anlagen wird 
zusätzlich auch die Wirtschaftlichkeit mit betrachtet, d. h. Stand der Tech­
nik bedeutet auch, dass es Anwender gibt, die sich den Stand der Technik 
leisten. Es muss nicht bedeuten, dass alle oder der überwiegende Teil der 
Anwender den Stand der Technik einsetzen. Nach dieser Definition würde 
z. B. das Abbiegelicht eines Autos zum Stand der Technik gezählt, obwohl 
die überwiegende Anzahl der Autos hiermit nicht ausgerüstet ist. Eine Brenn­
stoffzelle wäre grundsätzlich Stand der Technik, da sie bei der Raumfahrt 
oder auf U­Booten eingesetzt wird. Eine Brennstoffzelle zum Antrieb eines 
Autos hingegen wäre nicht Stand der Technik, da es zwar Experimentalfahr­
zeuge und erste „Serienfahrzeuge“ zu kaufen gibt, der Einsatz derzeitig je­
doch noch vollkommen unwirtschaftlich ist und der Betrieb in Deutschland 
mangels der erforderlichen Tankstellen kaum möglich wäre.

3. Stand von Wissenschaft und Technik

Die Generalklausel Stand von Wissenschaft und Technik umschreibt das 
höchste Anforderungsniveau und wird daher in Fällen mit sehr hohem Ge­
fährdungspotenzial verwendet. Stand von Wissenschaft und Technik ist 
der Entwicklungsstand fortschrittlichster Verfahren, Einrichtungen und Be­
triebsweisen, die nach Auffassung führender Fachleute aus Wissenschaft 
und Technik auf der Grundlage neuester wissenschaftlich vertretbarer Er­
kenntnisse im Hinblick auf das (gesetzlich) vorgegebene Ziel für erforder­
lich gehalten werden und das Erreichen dieses Ziels gesichert erscheinen  
lassen.

Weitere Informationen unter:

http://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF/Themenseiten/
RechtssetzungBuerokratieabbau/HandbuchDerRechtsfoermlichkeit_deu.
pdf?__blob=publicationFile&v=2 
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Raimund Kalinowski, 
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(www.sachverstand­gutachten.de) 

Verwendung von Floskeln

Je länger man überlegt, desto mehr po­
tenzielle Stolperfallen fallen einem ein. 
Natürlich sollte man nur bei einem Liefe­
ranten bestellen, den man für seriös und 
kompetent hält. Das Lastenheft regelt 
deshalb zunächst einmal alle verfah­
renstechnischen / produktspezifischen  
Anforderungen. Eine Liste der Produkte 
mit den detaillierten Rezepturen ist in 
der Regel genauso erforderlich wie  
eine Beschreibung der Reinigungspro­
zeduren. 

Bei Details, wie z. B. der Ausführung 
von Schweißnähten verweist man 
gerne auf Normen und Richtlinien oder 
man verwendet Technikklauseln. Krea­
tive Lieferanten „verbessern“ die Klau­
seln manchmal sogar und sichern z.B. 
zu, dass etwas nach den allerneues­
ten Erkenntnissen der Technik gebaut 
werden wird. Wenn die Klausel nicht 
allgemeingültig und / oder klar definiert 
ist, ist sie wertlos, gleichgültig wie wer­
tig sie klingt. Wenn nichts definiert ist, 
darf man üblicherweise die Einhaltung 
der (allgemein) anerkannten Regeln der 
Technik, aber nicht den Stand der Tech­
nik erwarten. Normen und Richtlinien zu 
nennen, deren Inhalt man nicht im Detail 
kennt, ist fahrlässig und schadet meist 
mehr als es nützt. 

Die Präambel, die üblicherweise einen 
Vertrag einleitet, sollte auch einem 
Lastenheft vorangestellt werden. Hier 
kann man in allgemeingültiger Sprache 
grundsätzlich und allgemein erklären, 
was man erwartet und warum man die­
ses Projekt durchführen will. 

Fazit

Das Lastenheft schreibt man zunächst 
für sich selber und für den Lieferan­
ten, damit jeder direkt Beteiligte weiß, 
was zum Zeitpunkt der Anfrage / Ver­
tragsschließung erwartet wurde. Wenn 
Anwälte das geschriebene Wort vor­
sätzlich falsch verstehen und Richter 
entscheiden, wie der Gesetzgeber die 
Worte des Vertrags interpretiert wissen 
will, dann war das Lastenheft unzurei­
chend formuliert. M


